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Introduction:
Neoliberalismus ist ein theoretischer Ansatz der IB, welcher das Konzept der Rationalität + des Vertrags unterstützt +Fokus auf Institutionen+Organisationen in der internationalen Politik setzt. Die internationale politische+ökonomische Umwelt ist laut Neoliberalismus geprägt von Institutionen. Hierbei spielen internationale Organisationen eine wichtige Rolle in der internationalen Distribution von Wohlstand und Macht.
Die Entwicklung des Neoliberalismus:
Anfang des Neoliberalismus: 1980
…bis dahin war die Thematisierung von internationalen Institutionen eher deskriptiv + policy-orientiert. Durch die Veröffentlichung von „international regimes“ von Krasner 1983 + Robert O. Keohane’s Buch „After Hegemony“ 1984, gewann das Thema an theoretischer Relevanz.
2 Beobachtungen motivierten diesen Research:
1970 beobachtete man „stabile ökonomische Kooperation“ im internationalen System trotz Veränderungen in den ökonomischen Machtgleichgewichten. Man beobachtete Organisationen wie die Bretton-Woods-Institutionen + GATT (General Agreement on Tarifs&Trade) wichtige Komponenten des ökonomischen, internationalen System wurden.
Der Neorealist Waltz sah die Machtverteilung als erklärenden Faktor für die Muster in der internationalen Kooperation. 
Keohane (1982) beschreibt die fundamentale Logik des Neoliberalismus so: Wenn Staaten kooperieren wollen, müssen sie eine Reihe von collective-action-problems überwinden, welche meist Transaktionskosten sind. Staaten müssen ihre Handlungen gegenüber einander koordinieren wie z.B technologische + öffentliche Gesundheitsstandards.
Der Neoliberalismus gründet auf der Annahme der Rationalität. Staaten kalkulieren die Kosten und Nutzen von verschiedenen Handlungen + wählen die Handlung mit dem grössten Pay-off. Die Annahme der Rationalität sagt aber nichts über Staatspräferenzen aus.
Kritik am Neoliberalismus:
Kratochwil + Ruggie (1986) kritisierten den Neoliberalismus, dass er sich zuweit weg von spezifischen IO’s-Analysen wegbewegt hat. 
Weiter wurde der Staats-zentrierte Fokus kritisiert. 
Neoliberalisten haben auf Neorealisten antworten wollen und ihre Annahmen übernommen, dass Staaten dominante Akteure in der internationalen Politik sind und dass inländische Politik keinen systematischen Einfluss auf Muster der internationalen Kooperation hat.
Krasner (1991) kritisierte, dass die Regime-Analysen des Neoliberalismus zu fest auf Marktversagen fokussiert waren.. alle profitieren von gemeinsamer Kooperation, aber Kollektivprobleme(wie Transaktionskosten) untersagen den Staaten „Pareto-Grenzen“ zu erreichen. Pareto-Grenzen=Man kann niemanden besser stellen ohne einen anderen schlechter zu stellen. Nach Krasner sind Koordinationsprobleme keinesfalls einfach zu lösen!
Neoliberale Antwort:
1990 wurde die neoliberale Theorie weiter ausgestattet + wurde reicher an Argumenten, welchen sie Kritikern entgegenhalten konnte. Es wurde auch darüber diskutiert inwiefern es wichtig ist, dass sich Staaten an die Regeln der internationalen Organisation halten + schliesslich hat die Managerschule +der Neoliberalismus behauptet, dass die Unterschiede in der Einhaltung von Abkommen nicht wirklich relevant sind. Weitere Neol. Theoretiker fokussierten sich zunehmend auf das Design von IO’s. Andere fragten sich wieso IO’s immer mehr beglaubigt (legalisiert) werden und wieder andere haben untersucht wie diese Legalisierung Vor+Nachteile der internationalen Kooperation beeinflusst. 
Aber man hat herausgefunden, dass bei der Untersuchung von Organisationen, die wichtigste Frage ist für was die Organisation geschaffen wurde, respektive welches Problem sie lösen soll. Dies ermöglicht Vorhersagen über Form+Funktion der Organisation+die Effekte auf politische Outcomes. Praktisch hat die Verwendung dieses neoliberalistischen Framework die Aufmerksamkeit auf den relativen Einfluss von Regeln + Macht in Institutionen gerichtet + die Rolle von IO’s als Agenten.
Regeln versus Macht
Bargaining (Verhandeln)
Generell kann man die Geschichte der Institutionalisierung von IB’s als ein Stolpern zwischen Erzwingen von Regeln + dem Verlangen der Staaten Einfluss über Outcomes zu gewinnen, betrachten.
Handel als Beispiel:
Einerseits ist bekannt, dass Handelshemmnisse Kosten verursachen. Handelshemmnisse verursachen Kosten indem sie die aggregierte Wohlfahrt durch hohe Kosten für die Konsumenten schmälern, Marktexporteure benachteiligt + die Allokation von ökonomischen Ressourcen verzerrt. Das heisst aber wiederum nicht, dass Freihandel dem Staat mehr Nutzen bringen muss. Regierungen sind aber unter Druck Handlungsabkommen mit anderen Staaten zu verwerfen um die eigenen inländischen Akteure vom freien Markt zu schützen. Solche Bilder zeichnen sich auch in anderen Bereichen wie in Abkommen über Umweltprobleme, Regulationen + Finanzbeziehungen oder politischen Allianzen ab. Man will zwar kooperieren, aber man will den eigenen Staat schützen. Richard Steinberg (2002) untersuchte die WTO-Struktur respektive den Vorläufer GATT+fand heraus, dass die Interessen von Entwicklungsländern nicht gefördert wurden. Es stellt sich heraus, dass es ein hartes „deal-cutting“ gibt + dieses grösstenteils durch Grossmächte dominiert wird. Christina Davis (2003) plädierte hingegen, dass multilaterale Verhandlungen durchaus zu grösserer Liberalisierung gelangten als bilaterale. Dabei konzentrierte sie sich auf den Agrarhandel (einer der taffsten Handelsbereiche) und zeigte, dass Handlungskonflikte zwischen USA+EU oder Japan die Liberalisierung fördern, wenn die Verhandlungen in einem multilateralen Setting abgespielt werden.
Enforcement (Erzwingung)
Ein weiteres grosses Problem von IO’s ist, wie man das Ziel erreichen soll, dass sich Staaten an Abkommen halten. Denn Institutionen können das Einhalten von Abkommen und deren Umsetzung nicht immer kontrollieren. Jedoch können Institutionen trotzdem dezentral einen Zwang auf solche Staaten ausüben. Institutionen entwickeln starke Überwachungsmechanismen oder Streitschlichtungslösungen + Bestrafungsstandards um die Nichteinhaltung von Abkommen zu mindern. Vielfach helfen aber andere Staaten bei dieser Überwachung (dezentral) in dem sie ihre Handlungspartner (Staaten) beobachten + relevante Informationen an die Institutionen liefern.
Allgemein: Theoretische + empirische Studien der WTO/GATT haben bekräftigt, dass die Nachfrage von Politik + Macht immer noch starken Einfluss auf den internat. Handel ausübt, trotz zurücknehmender Institutionalisierung im internationalen System.
Institutional Design + Effects
Ein Problem von institutionellem „Design“ in regionalen + internationalen Institutionen ist, dass es Konditionen gibt, unter welchen Staaten legal IO-Regeln ausweichen können (auch wenn nur temporär). Wenn Regierungen in Überlegungen von Abkommen stecken, wissen sie, dass sie sich innenpolitischem Druck stellen müssen, der auch verlangen kann solche Abkommen wieder zu künden. Jetzt ist dieses Abwägen nicht unbedingt schlecht. Theoretiker argumentieren sogar dafür, dass es einen gewissen Spielraum braucht in der Einhaltung solcher Abkommen = optimal imperfection. 
Rosendorff&Millner (2001) behaupteten, dass solche „escape-clauses“ eine Dauerhaftigkeit und Stabilität von Handlungsinstitutionen schaffen. Um aber vor Missbrauch der escape-clauses zu schützten, müssen Staaten einen Preis für ihren Gebrauch bezahlen.
Prinzipal-Agent-Ansatz
Ein häufiges Problem von IO’s ist, dass sie zwar Staaten assistieren in dem sie kurzfristige Probleme lösen können, aber sie wollen nicht ein „easy-out“ zur Verfügung stellen und so Staaten dazu bringen ihre Probleme nicht gründlich zu bereinigen. Z.B können Friedensverträge eine kurzfristige Übergangslösung sein, aber diese nützt wenig, wenn sich Staaten nicht gründlich mit ihren Problemen auseinandersetzen (Israel/Palästina). Oder ein Staat, der in einer Finanzkrise steckt + Hilfe von IO’s bekommt ist zwar kurzfristig aus seiner Misslage gerettet, aber die Frage ist ob er sein Verhalten längerfristig ändert oder weiterhin risikoreich agiert mit Hoffnung auf IO Unterstützung. Daher sind IO’s mit dem Moral Hazard Problem konfrontiert, weil sie Konditionen anbieten Staaten aus der Patsche zu helfen aber Staaten diese missbrauchen können.
Staaten sind die Principals, welche die IO’s missbrauchen können um ihre Anliegen durchzubringen. IO’s sind die Agenten, welche ebenso ihre eigenen Interessen verfolgen. So kann auch der IMF durch harte Konditionen, die einen Staaten mehr bevorzugen als andere.
Fallbeispiel: IMF Conditionality / Bedingungen
IMF (INTERNAT. MONETARY FUND) entstand Ende des 2.WK an der Bretton-Woods Konferenz.
Der Hauptzweck der Gründung des IMF war: Ein fixes, überschaubares Wechselkurs-Regime zu haben. Um IMF zum Laufen zu bringen wurde erstmals kurzfristige Unterstützung angeboten für Mitglieder (Staaten), die in Zahlungsnot waren. Über die Zeit fiel dieses Wechselkurs-Regime auseinander. Trotzdem hat IMF gezeigt, dass sie Staaten in Zahlungsnot Abhilfe schaffen können. Die Bedingungen von der IMF Unterstützung zu erhalten kamen zunehmend in Diskussion. Gewisse Staaten klagten über die harten Bedingungen des IMF (z.B Kreditwürdigkeit) und die Hauptkreditoren (vorallem USA) wollte auf die bestehenden Bedingungen beibehalten.
Die Arten + Anzahl von Bedingunen (conditionalities) des IMF haben in den letzten Jahren zugenommen. Regierungen die vom Angebot des IMF Gebrauch machen wollen, müssen typischerweise folgende Dinge erfüllen: Öffentliche Ausgaben reduzieren, kollektive Steuern erhöhen, ihre internen ökonomischen Beziehung liberalisieren + meist noch andere Regierungsbereiche verbessern.
Sogar Staaten welche die ökonomischen Bedingungen erfüllen, würden sich noch lockerere Konditionen in politischen Bereichen wünschen.
Im IMF sind Staaten durch exekutive Direktoren repräsentiert, welche das „Executive Board“ ausmachen. Eine wichtige Frage ist ob Staaten „Staff proposals“ ändern können oder nur vor „take-it-or-leave-it“ Angebote gestellt werden. Technisch gesprochen kann das executive board machen was es will und auch Angebote verändern. Jedoch sind solche Revisionen mühselig und würden Vorwürfe + politisch Intervention hervorrufen. D.h das executive board … „almost never considers amending (verändernde) proposals“.
[bookmark: _GoBack]Wenn „the staff“ sich mit Bedrohungen des IMF konfrontiert sieht, geht er sicherlich mehr auf Veränderungsvorschläge ein. Wenn aber nur Kleinkreditoren oder Staaten mit chronischen Problemen Revisionen wollen, dann sind die executive directors nicht bereit viel zu ändern - bleiben beim Status Quo. Wenn viele Staatspräferenzen konvergieren hat „the staff“ weniger Macht/Einfluss. Wenn Staaten anderer Meinung sind, nutzt „the staff“ das aus: Disagreement allows the staff to play states off against one another. 1951 war der rooth plan des damaligen IMF Directors Ivar Rooth: Wenn mehr Ressourcen gefordert werden (grössere Kredite), dann braucht es mehr Stringenz in den Bedingungen diese zu bekommen. Gleichzeitig gab es einen Shift von mehr Responsibilität des Boards – zu „the staff“.


Zusammenfassend: 
Die internationale Ökonomie + Polity sind stark institutionalisiert. Der neoliberale Ansatz der IB gibt Erklärungen für diese Muster + ihre Konsequenzen ab. Neoliberalismus adoptiert die Sicht, dass Institutionen eine Lösung für die Probleme des kollektiven Handelns darstellen. Das Problem der IO’s ist Assistenz anzubieten also Hilfe in Kooperation zu leisten, aber dabei Moral Hazard zu vermeiden. IO’s sind Agenten. Staaten sind Principals. Agenten + Principals haben Interessenskonflikte untereinander. Zudem findet ein andauernder Kampf zwischen Machtausübung der einzelnen Staaten und Etablierung eines internationalen Gesetzes / Regeln statt. Es gewinnt keine Seite. IO’s werden weiterhin viel Macht haben in der Distribution von wealth + power. Der Neoliberalismus hilft die Konflikte und Kooperationsmechanismen im internationalen System zu verstehen.


